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Sehr geehrter Herr Kuper, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

in der vorbezeichneten Sache übersende ich wie gewünscht meine schrift-

liche Stellungnahme im Vorfeld der Anhörung. 

1. Wie schätzen Sie den Stand der Genehmigungsverfahren aktuell 

ein? Ist die Frage der Genehmigungen aktuell ein Engpass für Inves-

titionen im Wassersektor? 

In vielen Fällen stellen langwierige Verfahren tatsächlich einen Engpass 

für Investitionen dar. Insbesondere größere Vorhaben durchlaufen oft 

mehrjährige Prüf- und Abstimmungsprozesse. Dies führt dazu, dass drin-

gend notwendige Investitionen verzögert werden. Solche Zeitspannen 

sind angesichts dringender Herausforderungen (Klimawandel, Infra-

strukturalterung) kritisch. Aus anwaltlicher Sicht ist die Genehmigungssi-

tuation daher ein entscheidender Faktor, der über den Zeitpunkt von In-

vestitionen bestimmt. Viele Unternehmen und kommunale Träger zögern, 
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Projekte zu starten, solange unklar ist, wann die erforderlichen wasserrechtlichen Erlaubnisse vor-

liegen. Diese Unsicherheit beeinträchtigt die Investitionsbereitschaft. Zwar gibt es Bestrebungen sei-

tens der Politik, Verfahren zu beschleunigen und zu vereinfachen, doch bislang machen Antragsteller 

häufig die Erfahrung, dass Genehmigungen ein Nadelöhr darstellen – sowohl wegen komplexer in-

haltlicher Prüfpflichten als auch aufgrund begrenzter Verwaltungskapazitäten. In der Gesamtschau 

schätze ich den Verfahrensstand so ein, dass Beschleunigungspotenzial vorhanden ist und ausge-

schöpft werden muss, um Investitionen im Wassersektor nicht auszubremsen. Diese Einordnung gilt 

allerdings nach meiner Wahrnehmung auch für andere fachrechtlichen Genehmigungsprozesse im 

Infrastruktursektor. 

 

2. Welche Erfahrungen haben Sie in den letzten Jahren mit Genehmigungsverfahren im Be-

reich der Wasserwirtschaft gemacht – und wo erleben Sie konkret Verzögerungen oder unnö-

tige Komplexität? Sind die Genehmigungsverfahren aus Ihrer Sicht vergleichbar oder liegen 

die zeitkritischen Genehmigungsschritte bei jedem Verfahren an anderer Stelle? 

Es zeigen sich wiederkehrende „Muster“ bei Verzögerungen und Komplexität, aber auch projektspe-

zifische Unterschiede. Typische Verzögerungsfaktoren sind etwa: umfangreiche Antragsunterlagen 

(z.B. hydrogeologische Gutachten und Zustandsberichte) und das Durchlaufen mehrstufiger Beteili-

gungsverfahren. So erfordert nahezu jedes größere Vorhaben eine Beteiligung verschiedener Fach-

behörden (Wasserwirtschaft, Naturschutz, Bodenschutz) sowie der Öffentlichkeit. Die Koordinie-

rung der Beteiligten nimmt viel Zeit in Anspruch – etwa wenn Naturschutz- und Wasserbehörden 

unterschiedliche Auflagen fordern und zunächst Einvernehmen hergestellt werden muss. Unnötige 

Komplexität entsteht häufig durch Doppelprüfungen und Medienbrüche: Beispielsweise kommt es 

vor, dass Antragsteller dieselben Unterlagen in leicht variierter Form an verschiedene Stellen einrei-

chen müssen, oder es existieren parallele Verfahrensabläufe, die nicht ausreichend verzahnt sind. 

Hier fehlen teilweise standardisierte, digitale Verfahren, die Mehrfacharbeit vermeiden. 

Die vergleichbaren Verfahrensschritte – wie die Prüfung nach Wasserhaushaltsgesetz (WHG), Lan-

deswassergesetz und einschlägigen Verordnungen (z.B. Oberflächengewässerverordnung – OGewV, 

Grundwasserverordnung – GrwV) – stellen zwar einen gemeinsamen Kern dar, jedoch habe ich den 

Eindruck, dass die zeitkritischen Schritte je nach Projekt variieren. Bei manchen Verfahren ist die 

Dauer insbesondere durch erforderliche Umweltuntersuchungen bedingt, bei anderen durch Ein-

wendungen in der Öffentlichkeitsbeteiligung oder durch Abstimmungen zu Kompensationsmaßnah-

men. So war in einem Fall die aufwändige Bestimmung des „Ist-Zustands“ eines Gewässers und die 

prognostische Modellierung im Rahmen der Wasserrahmenrichtlinien-Prüfung der Hauptfaktor für 

Verzögerungen; in einem anderen Fall verzögerte die Abstimmung mit einem Naturschutzverein die 



 

3 / 16 

Erteilung der Erlaubnis. Hier fehlt nach meiner Wahrnehmung die Bereitschaft aller Akteure, koope-

rativ miteinander umzugehen; ich beobachte vielmehr ein ganz allgemeines „Gegeneinander“. 

 

3. Worin liegen die maßgeblichen Gründe für langwierige Genehmigungsverfahren? Welche 

zentralen rechtlichen Hürden oder Konkurrenzen zu anderen Rechtsgebieten gibt es, die die 

Projekte verzögern? 

Als Hauptursache für langwierige Verfahren sehe ich die hohen fachlichen Anforderungen und Prüf-

pflichten des modernen Wasserumweltrechts, verbunden mit personellen Engpässen in den Behör-

den und fehlende Abstimmung. Rechtlich sind insbesondere die Vorgaben der EU-

Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und ihre Umsetzung in deutsches Recht zu nennen. Das Verschlech-

terungsverbot und das Verbesserungsgebot gemäß Art. 4 WRRL (umgesetzt etwa in § 27 WHG sowie 

konkretisiert durch die OGewV) verpflichten die Genehmigungsbehörden zu einer umfassenden Prü-

fung der Auswirkungen eines Vorhabens auf den chemischen und ökologischen Zustand der Gewäs-

ser. Dies erfordert zunächst eine fundierte Ermittlung des aktuellen Zustands des betroffenen Ober-

flächenwasserkörpers bzw. Grundwasserkörpers. Die Rechtsprechung – etwa das Bundesverwal-

tungsgericht (BVerwG) im Jahr 2018 – hat klargestellt, dass eine belastbare Bestandsaufnahme („Ist-

Zustand“) und Prognose nötig ist, um beurteilen zu können, ob durch das Vorhaben eine Verschlech-

terung des Gewässerzustands eintreten könnte. Diese Vorgaben machen die Verfahren zeitaufwän-

dig, weil sie detaillierte Fachgutachten (Wasserrahmenrichtlinien-Fachbeiträge) erfordern. 

Hinzu kommt, dass die rechtlichen Maßstäbe streng, aber nicht absolut sind: Eine Verschlechterung 

muss nach BVerwG nicht mit letzter Sicherheit ausgeschlossen werden, aber es darf auch keine hin-

reichende Wahrscheinlichkeit für einen Schaden bestehen. Diese Abwägung im Einzelfall ist juris-

tisch und fachlich komplex und führt häufig zu intensiver Diskussion zwischen Antragsteller und Be-

hörde darüber, welche Auflagen notwendig sind, um Risiken auszuschließen. Ähnlich gilt für das Ver-

besserungsgebot: Das Vorhaben darf die Erreichung der Bewirtschaftungsziele (guter Zustand) nicht 

vereiteln, was ebenfalls einer prognostischen Bewertung bedarf. Hier kollidiert das Wasserrecht oft 

mit zeitlichen Erwartungen der Projektträger – gründliche Prüfungen dauern. Zudem tritt hinzu, dass 

jene Prüfungen immer geprägt sind durch Momentaufnahmen, die sich prognostisch in die Zukunft 

skalieren lassen sollen. Unabhängig von meiner rechtlichen Expertise halte ich diese Notwendigkeit 

für fachlich schwer leistbar – jedenfalls unter klaren skalierbaren Regeln. Dies führt dann zu Abstim-

mungsbedarf mit Behörden, Umweltverbänden und der Öffentlichkeit, die sich mindestens als zäh 

beschreiben lässt, wenn kein Kooperationswille (auch beim Vorhabenträger) besteht. 

Weiterhin konkurrieren andere Rechtsgebiete: Besonders das Naturschutzrecht (insb. FFH- und Ar-

tenschutzrecht) überschneidet sich in Wasserprojekten. Beispielsweise erfordert ein neues 
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Wasserbauprojekt sowohl eine wasserrechtliche Erlaubnis oder Planfeststellung und eine FFH-

Verträglichkeitsprüfung. Jede Rechtsmaterie bringt eigene Anforderungen und ggf. Beteiligungsver-

fahren mit sich. Die Konkurrenz unterschiedlicher Schutzgüter – etwa Hochwasserschutz vs. Natur-

schutz, Trinkwassernutzung vs. Grundwasserschutz – spiegelt sich in aufwändigen Prüfungs- und 

Abwägungsprozessen wider. Zusätzlich hemmen personelle und strukturelle Faktoren die Verfah-

rensgeschwindigkeit: Viele Behörden sind personell knapp aus-gestattet, wodurch Anträge länger 

liegen. Der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) hat deshablb auch in der 

Vergangenheit betont, dass schnellere Verfahren nur mit besserer personeller Ausstattung der Be-

hörden möglich sind. Schließlich seien Koordinationslücken zu nennen: Zwar existieren Verordnun-

gen wie die Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung (IZÜV), die z.B. bei in-

dustriellen Vorhaben eine Bündelung von wasserrechtlicher Erlaubnis mit immissionsschutzrechtli-

cher Genehmigung ermöglichen sollen. Dennoch zeigt die Praxis, dass die Verzahnung verschiedener 

Verfahren nicht immer reibungslos funktioniert – wodurch Parallelprozesse entstehen, die Zeit kos-

ten. Zusammengefasst: Die maßgeblichen Gründe liegen in der anspruchsvollen Rechtslage (bspw. 

EU-Umweltvorgaben), im Widerstreit mit anderen Schutzregimen und in administrativen Defiziten 

(Personalmangel, mangelnde Prozessdigitalisierung). Diese Faktoren verzögern Projekte spürbar. 

Teilweise sind auch Unsicherheiten bei den Behörden mit dem Umgang des Verwaltungsverfahrens-

rechts zu erblicken. So ist in einigen Fachbehörden möglicherweise nicht ausreichend verwaltungs-

rechtlich geschultes Personal vorhanden mit der Folge, dass Antragsunterlagen, die für die Bewer-

tung des Vorhabens ausreichend sind, aber bspw. im Vorschlag der Maßnahmenkonzepte nicht den 

Vorstellung einer Sachbearbeiter:In entsprechen, solange mit Nachforderungen an den Vorhabenträ-

ger zurückgegeben werden, bis seine Gutachter den Willen der Behörde treffen – obwohl die Behörde 

ein angepasstes Maßnahmenkonzept auch selbständig in den Nebenbestimmungen der Erlaubnis-

entscheidung hätte umsetzen können. 

 

4. Wie kann eine moderne Verwaltung bei Zielkonflikten zwischen konkurrierenden Rechts-

bereichen und Aufgaben der Daseinsvorsorge – zum Beispiel in den Bereichen „Hochwasser-

schutz“ oder „Trinkwasserversorgung“ – eine nachvollziehbare, rechtssichere und zugleich 

handlungsorientierte Abwägung vornehmen? Welche Rahmenbedingungen kann und sollte 

das Land NRW schaffen, um rechtssichere Entscheidungen sicherzustellen? 

Bei Zielkonflikten – etwa wenn ein dringend benötigtes Hochwasserschutzprojekt in ein ökologisch 

sensibles Gebiet eingreift oder eine neue Trinkwassergewinnung potenziell Naturräume beeinträch-

tigt – muss die Verwaltung eine transparente Abwägungsentscheidung treffen – soweit das Fachrecht 

keine zwingenden Abwägungsgrenzen vorgibt. Eine moderne Verwaltung erreicht dies durch früh-

zeitige Integration aller Belange und durch Nutzung der im Recht vorgesehenen 
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Ausnahmemöglichkeiten mit Augenmaß. Konkret bedeutet das: Bereits im Planungsstadium sollten 

die für verschiedene Rechtsbereiche zuständigen Stellen (Wasserbehörde, Naturschutzbehörde, ggf. 

Denkmal- oder Baubehörde) gemeinsam die Konfliktlage analysieren (kooperativer Gesamtansatz). 

Ein interdisziplinärer Abwägungsbericht kann darlegen, welche öffentlichen Interessen aufeinander-

treffen – z.B. der Schutz von Leben und Eigentum durch Hochwasserschutz versus die Erhaltung ei-

nes Lebensraums – und wie diese im konkreten Fall zu gewichten sind. 

Das Land NRW sollte Rahmenbedingungen schaffen, die Klarheit und Prioritäten setzen. So könnte 

das Land – analog zu aktuellen Bestrebungen in anderen Bundesländern – in seinem Wassergesetz 

festschreiben, dass bestimmte Daseinsvorsorge-Maßnahmen im überragen-den öffentlichen Inte-

resse liegen. Ein Beispiel liefert Niedersachsen, wo Deichbau- und Hochwasserschutzvorhaben per 

Gesetz als vorrangig vor anderen Belangen eingestuft werden sollen 

(https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/pressemitteilungen/umweltminister

-meyer-will-wassergesetz-modernisieren-mehr-klimaanpassung-schnellere-genehmigungen-und-

verantwortungsvoller-umgang-mit-wasser-243223.html#:~:text=Deichbau,b%C3%BCn-

delt%20und%20die%20Zusammenarbeit%20verbessert). Eine solche gesetzliche Klarstellung in 

NRW würde der Verwaltung Orientierung geben, wie in Konfliktfällen zu gewichten ist, und damit 

Entscheidungen rechtssicherer machen. Ggf. können weitere und ergänzende Anwendungsleitfäden 

zur Ausnahmeerteilung sinnvoll sein. Zudem halte ich eine zielgerichtete belastbare Erkundung ak-

tueller Vorhabenkonflikte in Zulassungsverfahren ggf. für zielführend, um so eine statistisch plau-

sible Grundlage zu generieren, welche Gründe bestehen und ob diese Gründe durch legislativen Ein-

satz rechtsstaatlich sinnvoll überwunden werden können. 

 

5. Wie lassen sich Genehmigungsverfahren im Wassersektor aus Ihrer Sicht beschleunigen, 

ohne dabei die Ziele des Umwelt- und Gewässerschutzes oder anderer konkurrierender 

Rechtsgebiete zu gefährden? 

An erster Stelle steht m.E. eine frühzeitige Verfahrenskoordination: Durch frühe Scoping-Termine 

können alle Beteiligten (Antragsteller, Behörden, Sachverständige) den Umfang der nötigen Unter-

suchungen und Unterlagen vereinbaren, sodass später weniger Nachforderungen entstehen. Dies ist 

in Ansätzen bereits Praxis (z.B. Scoping bei UVP), sollte aber verbindlicher und häufiger genutzt wer-

den. Auch das Parallelisieren von Prüfungen beschleunigt: Zum Beispiel können wasserrechtliche 

und naturschutzrechtliche Prüfungen synchron laufen, statt nacheinander, sofern die Behörden gut 

zusammenarbeiten. Eine weitere Maßnahme ist der Abbau redundanter Verfahrensschritte. Hier 

könnte NRW prüfen, ob für bestimmte geringfügige Vorhaben oder eindeutig umweltverträgliche 

Projekte vereinfachte Verfahren möglich sind. In Niedersachsen ist vorgesehen, für ökologisch vor-

teilhafte Gewässerausbauprojekte (Renaturierungen, Wiedervernässungen) auf langwierige 
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Planfeststellungsverfahren zu verzichten (s. Link zuvor). Übertragen bedeutet das: Wo ein Was-

sersektor-Vorhaben klar den Gewässerzustand verbessert oder keinen relevanten Schaden anrich-

tet, könnte man Genehmigungen im vereinfachten Verfahren erteilen (ggf. als Plangenehmigung ohne 

öffentliche Auslegung, sofern Rechte Dritter nicht beeinträchtigt sind).  

Des Weiteren ist eine personelle Stärkung der Genehmigungsbehörden zentral, wie bereits erwähnt. 

Mehr fachkundiges Personal erlaubt zügigere Bearbeitung, ohne die Prüfqualität zu mindern. Ebenso 

wichtig: Standardisierung und Digitalisierung (hierzu unten mehr Details) erhöhen die Effizienz. 

Standardisierte Prüfleitfäden (wo möglich und sinnvoll) sorgen dafür, dass Sachbearbeiter:Innen 

sich auf das Wesentliche konzentrieren und Ermessensentscheidungen schneller treffen können, 

weil ein Rahmen vorgegeben ist.  

Schließlich dürfen Schutzgüter nicht gegeneinander ausgespielt werden, aber man kann durch cle-

vere Kombination doppelte Aufwände vermeiden. Ein Beispiel: Bei einem Vorhaben, das sowohl was-

serrechtlich relevant als auch immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtig ist (etwa eine in-

dustrielle Anlage mit Abwassereinleitung), sollte konsequent das Instrument der gemeinsamen Ver-

fahren genutzt werden (wie von der IZÜV vor-gesehen). Ein integriertes Verfahren mit einem feder-

führenden Bescheid kann die Verfahrensdauer deutlich reduzieren, ohne dass Umweltprüfungen 

entfallen – sie werden nur bündig erledigt. Auch hier ist aber der zuvor mehrfach angesprochene  

 

6. Mit welchen finanziellen Mehrbelastungen ist bei Vorhaben im Wassersektor zu rechnen,  

LEER 

 

7. Wie bewerten Sie die derzeitige Zuständigkeitsverteilung bei wasserrechtlichen Genehmi-

gungen zwischen Bezirksregierungen, Landesbehörden, Kreisen und kreisfreien Städten in 

NRW? Welche strukturellen Anpassungen würden Sie empfehlen, um die Bearbeitung von An-

trägen effizienter zu gestalten? 

Grundsätzlich hat sich die aktuelle Aufgabenteilung m.E. bewährt, da sie ortsnahe Entscheidungen 

ermöglicht und die Bezirksregierungen als Fachaufsicht und für komplexe Fälle fungieren. Allerdings 

zeigen sich in der Praxis einige Effizienzprobleme. Zum einen sind die personellen Kapazitäten und 

die Expertise sehr unterschiedlich verteilt: Manche Kreise haben spezialisierte Sachbearbeiter:In-

nen, andere sind personell knapp besetzt. Gerade bei anspruchsvollen Verfahren können kleinere 

Behörden überfordert sein oder benötigen umfangreiche Zuarbeit der Fachbehörden (z.B. Geologi-

sche Dienste oder Landesämter). Dadurch entstehen Wartezeiten und Reibungsverluste. 
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Zum anderen führt die Verteilung zu Schnittstellenproblemen. So muss etwa ein Antragsteller 

manchmal nicht nur bei der Kreisverwaltung seinen Antrag stellen, sondern erfährt später, dass die 

Bezirksregierung aufgrund der Größenordnung doch beteiligt wird – das erzeugt Doppelkommuni-

kation. Auch die Aufteilung zwischen Landesbehörden (wie der LANUV für bestimmte Prüfungen) 

und kommunalen Behörden kann abstimmungsintensiv sein. Aus Effizienzsicht wäre wünschens-

wert, wenn Verfahren stärker zentral koordiniert werden: etwa indem bei größeren Projekten die 

Bezirksregierung von Anfang an die Federführung übernimmt und die Beteiligung der Kreisbehör-

den steuert. 

Strukturell könnte man eine Bündelung von Expertise anstreben. Dies wäre zum Beispiel, für kom-

plexe wasserrechtliche Genehmigungen (größere Industrievorhaben, Infrastrukturprojekte) Spezi-

aleinheiten einzurichten – etwa bei den Bezirksregierungen oder als eigene Abteilung im Umweltmi-

nisterium – die landesweit unterstützend tätig werden. Denkbar ist auch eine Zentralisierung be-

stimmter Verfahren: Beispielsweise wäre zu überlegen, ob Bewilligungsverfahren für überörtlich be-

deutende Vorhaben in die Hand einer zentralen Stelle gelegt werden, statt wie bisher auf Kreise ver-

teilt. Das würde Einheitlichkeit fördern und Know-how bündeln. 

Insgesamt bewerte ich die derzeitige Verteilung so, dass sie grundsätzlich fachlich sinnvoll ist (nach 

Größenordnung gestuft), aber in der Umsetzung durch variable Leistungsfähigkeit der Behörden zu 

Uneinheitlichkeiten führen kann. Eine teilweise Neuordnung könnte Abhilfe schaffen: etwa weniger 

Zuständigkeitswechsel innerhalb eines Verfahrens und eine Schwerpunktbildung von Fachwissen. 

Denkbar wäre, „Regionale Kompetenzzentren Wasserrecht“ zu etablieren, die in komplexen Fällen 

Beratung leisten oder so-gar die Bearbeitung übernehmen (vgl. Servicestelle Erneuerbare Energien 

in Niedersachsen). Dadurch würden Anträge effizienter und zügiger bearbeitet, da die Bearbeiter:In-

nen häufiger mit ähnlichen Fällen zu tun haben und Routine entwickeln. Entscheidend ist auch die 

ausreichende personelle, fachlich gute Ausstattung aller Ebenen – denn die beste Verteilung nützt 

wenig, wenn Personal fehlt.  

 

8. Welche Möglichkeiten sehen Sie, Genehmigungsprozesse in der Wasserwirtschaft zu be-

schleunigen und wie beurteilen Sie diese (zum Beispiel Genehmigungsfiktionen, Selbstgeneh-

migungen oder Ansätze, wie sie beispielsweise in den Niederlanden angewandt werden)? 

Das Instrument der Fiktion existiert bereits vereinzelt im deutschen Verwaltungsrecht (z.B. im Bau-

ordnungsrecht für Wohngebäude in manchen Bundesländern). Die Sinnhaftigkeit des Instruments 

ist m.E. nicht überzubewerten: Bei umweltrelevanten Vorhaben lässt sich aus dem EU-Recht vielfach 

eine ausdrückliche behördliche Prüfungsobligation ableiten, sodass eine Fiktion schwierig mit hö-

herrangigem Recht vereinbar sein kann. Gleichwohl könnte man sich Teil-Genehmigungsfiktionen 
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vorstellen – zum Beispiel, dass bei Vollständigkeit der Unterlagen innerhalb einer kurzen Frist zu-

mindest der Eingang und Beginn der Prüfung bestätigt sein muss, oder dass nach einer gewissen Zeit 

eine Zwischenentscheidung ergehen muss. Solche Mechanismen erhöhen den Druck auf die Behörde, 

rechtzeitig tätig zu werden, ohne die inhaltliche Prüfung ganz zu überspringen. Insgesamt beurteile 

ich Genehmigungsfiktionen im sensiblen Wasserrecht als nur eingeschränkt praktikabel, da die Si-

cherung von Gewässerschutz prioritären Rang hat. Wo jedoch geringfügige Standardfälle vorliegen 

(etwa Routineverlängerungen einer bestehenden Erlaubnis ohne Lageänderung), könnte eine Fik-

tion nach Fristablauf erwogen werden. 

Ein Risiko lässt sich auch daraus ableiten, dass verfahrensabschließende Zulassungsfiktionen in der 

Praxis nicht selten zu rechtswidrigen (fiktiven) Genehmigungen führen, da die zuständige Behörde 

nicht schnell genug abschließen kann. Folge ist, dass die (fiktiven) Genehmigungen unmittelbar von 

den Behörden wieder aufgehoben werden (§ 48 VwVfG) oder die Behörde den Vorhabenträger im 

Vorfeld um einen Verzicht auf die Fiktion ersucht – nicht selten auch mit er Erklärung, dass ansonsten 

die Ablehnung erfolgen müsse. 

Eine kurze Recherche über die Situation in den Niederlande zeigt m.E. jedenfalls interessante An-

sätze: Dort wird an einer Vereinfachung durch die Omgevingswet (Umgebungsgesetz) gearbeitet, die 

verschiedene Genehmigungen (Bauen, Umwelt, Wasser) zu einer einheitlichen Omgevingsvergun-

ning bündelt. Dieses One-Stop-Shop-Prinzip beschleunigt, weil ein Verfahren alle Aspekte abdeckt 

und nur einmal durchlaufen wird. Außerdem setzen die Niederlande stark auf verbindliche Fristen 

und frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung im Vorfeld, um spätere Rechtsbehelfe zu minimieren. Auch 

nutzen sie vermehrt digitale Portale für Anträge (das „Omgevingsloket“), was den Ablauf transparen-

ter und schneller macht. Diese Ansätze beurteile ich positiv: Eine Bündelung von Verfahren erspart 

Dopplungen, und feste Fristen schaffen Verlässlichkeit. Allerdings muss man beachten, dass die Nie-

derlande teils geringere gerichtliche Kontrolldichten haben – in Deutschland könnten starre Fristen 

ins Leere laufen, wenn komplexe Inhalte zu prüfen sind, weil dann eher eine Ablehnung aus Zeitman-

gel droht oder Gerichte die Entscheidung kassieren. T 

Ein weiterer Aspekt scheint mir Qualifizierung des Personals und Verfahrensmanagement: In den 

Niederlanden wird viel Wert auf den „Vorspraak“ gelegt – ein Vorgespräch mit der Behörde vor An-

tragstellung. Dadurch sind alle Beteiligten vorbereitet und Unterlagen von Anfang an vollständig. Sol-

che informellen, aber organisierten Schritte könnte man auch hier institutionalisieren (z.B. Pflicht 

zur Beratung vor Großanträgen). Die in Deutschland vorgesehene Antragskonferenz geht nicht sel-

ten ins Leere, bspw. weil einige später am Zulassungsverfahren beteiligte Fachbehörden nicht oder 

nur widerwillig Personal zu einem solchen Termin entsenden und sich die Teilnehmenden nicht aus-

reichend mit dem Vorhaben auseinandergesetzt haben – oder der Vorhabenträger zu wenig 
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aussagekräftige Unterlagen preisgegeben hat. Hier sehe ich, erneut unter dem Aspekt des Koopera-

tionswillen, deutliches Verbesserungspotential. 

 

9. Welche konkreten digitalen Werkzeuge, standardisierten Verfahren oder Leitfäden könn-

ten dazu beitragen, Genehmigungsprozesse im Bereich der Wasserinfrastruktur zu beschleu-

nigen und gleichzeitig die Planungssicherheit für Kommunen, Versorger und Investoren zu 

erhöhen? 

Ein landesweit einheitliches digitales Antragsportal für (Wasserrechts-)Verfahren erscheint (stets) 

hilfreich. Ein solches Portal kann es erlauben, Anträge online einzureichen, Checklisten abzuarbeiten 

und den Bearbeitungsstand transparent nachzuverfolgen. Beispielsweise könnte NRW eine Platt-

form analog zum im Bauwesen eingesetzten System („Bauantrag online“) einführen, wo sämtliche 

erforderlichen Unterlagen hochgeladen werden und gleichzeitig alle zuständigen Stellen Zugriff ha-

ben. Dadurch würde der Medienbruch beseitigt – heute werden oft Papierversionen an die Kommu-

nalverwaltung geschickt, von dort per E-Mail an Fachbehörden etc. –, was Zeit und Fehler spart. 

Darüber hinaus erscheinen digitale Fachinformationssysteme für Gewässerdaten, im Übrigen aber 

für alle vorhandenen Umweltdaten essenziell: Wenn sowohl Antragsteller als auch Prüfer auf aktu-

elle Daten zum Gewässerzustand, zu Schutzgebieten oder zu bereits vergebenen Nutzungsrechten 

zugreifen können, entfallen viele Rückfragen und der Ermittlungsbedarf kann exakt anhand der be-

reits vorhandenen Daten ausgerichtet werden (eine zentrale Idee der europäischen Umweltinforma-

tionsrichtlinie, die in Deutschland nicht auf fruchtbaren Boden fällt – Umweltinformationen werden 

aus verschiedensten Gründen nicht verfügbar gehalten). Auch eine Art zentrales Wasserdaten-Regis-

ter in NRW, das z.B. Pegelstände, Grundwasserdargebote, Wasserschutzgebietsgrenzen und Wasser-

qualitätsdaten bereithält und laufend aktualisiert, kann die Planungssicherheit erhöhen – auch Kom-

munen könnten vorab prüfen, ob in einem Gebiet ausreichend Wasserressourcen vorhanden sind, 

bevor sie Anträge für wasserrelevante Maßnahmen stellen. 

Denkbar ist auch, dass Standardgutachten-Module bereitgestellt werden. Ein Beispiel: Für die Be-

wertung nach OGewV (Oberflächengewässerverordnung) könnte das Land ein Software-Tool entwi-

ckeln (oder lizensieren), in das Fachplaner die relevanten Parameter eines Projekts eingeben und 

das dann eine erste Einschätzung liefert, ob eine Verschlechterung des Gewässers wahrscheinlich ist. 

Solche digitalen Entscheidungshilfen würden die Gutachten-erstellung beschleunigen und verein-

heitlichen. 

Digitale Kommunikation: Beteiligten sollten über eine Plattform oder zumindest eine strukturierte 

E-Mail-Liste kommunizieren können, idealerweise mit automatischer Protokollierung. Beispiels-

weise könnte jede Wasserrechtsakte einen eigenen elektronischen Projektraum haben, wo 
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Nachfragen der Behörde, Antworten der Antragsteller und Stellungnahmen Dritter eingestellt wer-

den. So sind alle stets auf demselben Informationsstand. Auch im Bereich der Öffentlichkeitsbeteili-

gung (siehe Frage 11) können digitale Tools beschleunigen: Online-Konsultationen, in denen Bürger 

Anregungen direkt in Karten oder Planungsdokumente eintragen, könnten das Verfahren transpa-

renter und effizienter machen als mehrfache öffentliche Auslegungen in Papierform. 

 

10. Wo sehen Sie Ansatzpunkte, um eine durchgehende Digitalisierung ohne Medienbruch so-

wie eine zentrale Datenhaltung zur Vermeidung von Doppelungen zu erreichen? 

Hier fehlen mir als Rechtsanwalt vertiefte technische Kenntnisse. In meiner technischen Laiensphäre 

kann ich aber folgende Empfehlungen formulieren.  

Es dürfte sinnvoll sein, eine Bestandsaufnahme durchzuführen, welche IT-Systeme die verschiede-

nen Wasserbehörden (Kreise, Bezirksregierungen, Fachbehörden) derzeit nutzen. Ggf. existieren 

(zu) viele Insellösungen. Ein zentrales Landessystem – wie oben beschrieben ein Online-Portal – 

müsste so gestaltet sein, dass es diese ersetzt oder mindestens verknüpft. Rechtlich müsste NRW 

möglicherweise dann die gesetzliche bzw. verordnungsrechtliche Situation anpassen, um z.B. die 

elektronische Aktenführung im Wasserrecht verbindlich vorzuschreiben. 

Standardisierung der Datenschnittstellen: Alle Beteiligten sollten auf eine gemeinsame digitale Akte 

zugreifen können. Dies vermeidet Medienbrüche (etwa Ausdrucken digitaler Daten zur Weitergabe). 

Beispielsweise könnte man ein zentrales Wasserportal NRW schaffen, bei dem jede Antragstellung 

einen Vorgangsnummer bekommt und alle relevanten Dokumente als Datensatz hinterlegt sind. Die 

Kreisbehörde, die Bezirksregierung, aber auch externe Stellen wie Landesamt oder Fachgutachter 

erhalten rollenbasierte Zugriffsrechte. So etwas ließe sich technisch mit Cloud-Lösungen umsetzen, 

die den Datenschutz wahren. 

Zentrale Datenhaltung zur Vermeidung von Doppelungen zielt darauf, dass Informationen nur ein-

mal erfasst werden. Ein Ansatzpunkt ist hier die Einführung eines „Once-Only“-Prinzips (vgl. schon 

oben zu der Bereithaltung von Umweltinformationen): Daten, die der Staat schon hat (z.B. Kartenda-

ten, Pegel, Unternehmensgrunddaten), müssen vom Antragsteller nicht erneut eingereicht werden, 

sondern werden aus zentralen Registern gezogen. Dafür sollte NRW seine Umweltfachdaten (Geo-

portal, Wasser-buch, etc.) so ausbauen, dass sie in Genehmigungsverfahren direkt abrufbar sind. Bei-

spielsweise ein zentrales Wasserentnahme-Register: Alle erteilten Wasserrechte (mit Menge, Dauer, 

Inhaber) werden dort geführt.  
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11. Inwiefern sind die derzeitigen Instrumente zur Öffentlichkeitsbeteiligung noch zeitge-

mäß? Wie könnte die Beteiligung der Öffentlichkeit unter dem Druck zur Maßnahmenumset-

zung aufgrund des Klimawandels trotzdem effizient umgesetzt werden? 

Die derzeitigen Instrumente – insbesondere die öffentliche Auslegung von Planunterlagen, das Ein-

wendungs- und Erörterungsverfahren – stammen im Kern aus analogen Zeiten und stoßen m.E. zu-

nehmend an Grenzen. Sie sind formal rechtsstaatlich unabdingbar, um Betroffenen und der Allge-

meinheit Gehör zu verschaffen, doch in der Praxis erweisen sie sich oft als zeitraubend und nicht 

mehr ganz zeitgemäß. Auch dürften Auslegungsfristen lange vorgesehen sein, weil Unterlagen in 

Amtsstuben ausliegen, was für viele Bürger unpraktisch ist. Zu-dem nutzen versierte Einwender die 

formalen Anforderungen (Einhaltung von Fristen, Formerfordernisse) als Angriffspunkte, was Ver-

fahren verzögern kann. 

Unter dem Druck, Maßnahmen (etwa Klimaanpassungsprojekte in der Wasserwirtschaft) schneller 

umzusetzen, muss die Öffentlichkeitsbeteiligung effizienter, aber trotzdem fair und rechtssicher ge-

staltet werden. Ein Weg ist die Digitalisierung dieser Beteiligung: Online-Portale, auf denen Pläne 

und Gutachten eingesehen werden können, ermöglichen es einer breiteren Öffentlichkeit, sich zu in-

formieren, ohne zur Behörde gehen zu müssen. Viele Bundesländer sehen bereits elektronische Aus-

legung vor, was uneingeschränkt sinnvoll sein dürfte. Damit können Beteiligungsfristen stringent 

eingehalten werden, weil die Hürden für Bürger niedriger werden, sich fristgerecht zu äußern. 

Ein weiterer Ansatz kann eine frühzeitige informelle Beteiligung sein. Noch bevor das offizielle Ver-

fahren läuft, könnten Bürgerforen stattfinden, um die großen Konfliktpunkte eines Projekts zu erfah-

ren. Erfahrungsgemäß reduzieren sich die formalen Einwendungen später, wenn Betroffene bereits 

vorher Einwendungen geltend machen können und wenn ihre Anregungen eventuell schon in die 

Planung eingeflossen sind. Zudem ließe sich prüfen, ob für bestimmte dringliche Projekte im Was-

sersektor – etwa kritische Infrastruktur zur Daseinsvorsorge – die Einwendungsmöglichkeiten ka-

nalisiert werden können, ohne sie abzuschaffen. Beispielsweise könnte das Land in solchen Fällen 

den Zeitraum für gerichtliche Überprüfungen verkürzen (etwa indem Eilrechtsschutzverfahren pri-

oritär behandelt werden) oder Modelle der Streitbeilegung parallel zum offiziellen Verfahren anbie-

ten, um Konflikte außerhalb des Verwaltungsprozesses zu lösen. 

In rechtlicher Hinsicht sind große Sprünge schwer, weil Öffentlichkeitsbeteiligungen vielfach euro-

parechtlich verankert sind (Aarhus-Konvention, UVP-Richtlinie). Aber der Versuch, sie zeitgemäßer 

ausgestalten, darf erlaubt sein: Kurze, verständliche Zusammenfassungen der Projekte bereitstellen 

(damit sich Bürger schneller zurechtfinden, was die Kernpunkte sind), elektronische Feedback-Tools 

anstelle ausufernder Schriftsätze und ggf. online-Erörterungstermine (z.B. Videokonferenzen statt 

monatelanges Warten auf einen Saaltermin). Die Corona-Pandemie hat bereits gezeigt, dass digitale 
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Erörterungen rechtssicher möglich sind. Solche Formate sparen Zeit und oft auch Streit, weil sie fle-

xibler terminierbar sind. 

 

12. Sehen Sie künftig Herausforderungen bei der Erteilung von Wasserrechten im Hinblick 

auf das verfügbare Wasserdargebot in Zeiten des Klimawandels? 

Auch hier, aus meiner rechtsanwaltlichen auf die Gewässernutzung bezogene Laiensphäre: Ja. Der 

Klimawandel wird das verfügbare Wasserdargebot in vielen Regionen absehbar reduzieren oder zu-

mindest ungleichmäßiger verteilen (häufiger auftretende Dürreperioden). Das wird erwartbar er-

hebliche Herausforderungen für die Erteilung von Wasserrechten schaffen. Bisher ging das Wasser-

recht – zumindest in wasserreichen Regionen – stillschweigend davon aus, dass genügend Ressource 

für alle vernünftigen Anträge vorhanden ist und hat im Konfliktfall primär nach Prioritäten entschie-

den (öffentliche Trinkwasserversorgung meist vor Bewässerung oder Industrie). Künftig werden 

häufiger Situationen eintreten, in denen nicht genug Wasser für alle gewünschten Nutzungen vor-

handen ist. Schon jetzt gibt es Anzeichen: In einigen Teilen Deutschlands mussten Entnahmerechte 

in Trockenzeiten eingeschränkt oder vorübergehend ausgesetzt werden. 

Für die Erteilung neuer Wasserrechte bedeutet das, dass Behörden strenger prüfen müssen, ob das 

Wasserdargebot langfristig reicht. Sie müssen Klimaprojektionen einbeziehen: z.B. könnte eine Ent-

nahme aus dem Grundwasser heute unproblematisch erscheinen, aber in 20 Jahren unter veränder-

ten Niederschlagsmustern kritisch sein. Somit werden Wasserrechte vermehrt mit Auflagen verse-

hen werden (etwa maximaler Entnahme nur in bestimmten Monaten, Pflicht zur Messung und ggf. 

Reduzierung bei niedrigen Pegeln). Auch die Dauer von Wasserrechten könnte kürzer ausfallen; statt 

30 Jahren Bewilligung gibt man vielleicht nur noch 15 Jahre mit Verlängerungsoption, um flexibler 

reagieren zu können. Wobei zu beachten ist, dass sich nicht selten geplante Vorhaben in einer so 

kurzen Genehmigungsdauer möglicherweise nicht mehr wirtschaftlich darstellen lassen.  

Ein besonderes Spannungsfeld wird die konkurrierende Nutzung: Trinkwasserversorger vs. Land-

wirtschaft vs. Industrie vs. Ökologie. Der Klimawandel erzwingt hier eine Neupriorisierung und en-

gere Abstimmung. Es ist gut möglich, dass in trockenen Gebieten künftig gar keine neuen Berechti-

gungen mehr erteilt werden können, weil der gute Zustand der Gewässer sonst nicht haltbar ist. Be-

hörden werden häufiger „Vorbehaltswasser“ ausweisen müssen – Mengen, die für den Naturhaushalt 

und die bestehende Versorgung reserviert sind, bevor überhaupt neue Ansprüche bedient werden. 

Rechtlich sind die Instrumente dafür im WHG vorhanden (z.B. Grundsätze der nachhaltigen Bewirt-

schaftung), aber ihre praktische Anwendung wird herausfordernd, da Abwägungsentscheidungen 

politisch sensibel sind. 
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Auch das erwähnte Verschlechterungsverbot spielt hier eine Rolle: Wenn das Klima ohnehin zu we-

niger Grundwasserneubildung führt, kann eine zusätzliche Entnahme schneller als früher eine signi-

fikante Verschlechterung bedeuten, sodass sie genehmigungsrechtlich nicht zulässig sein kann. Das 

heißt, die Hürde für neue Wasserrechte steigt de facto. Konkret kommen Herausforderungen bei der 

technischen Seite hinzu: Messstellen, Monitoring und wasserwirtschaftliche Modelle müssen verbes-

sert werden, um überhaupt belast-bare Entscheidungen treffen zu können. Die Verwaltung muss 

kurzfristiger reagieren können, etwa Wasserrechte mit dynamischen Bedingungen ausstatten (z.B. 

automatische Reduktion der Fördermenge in Dürrejahren). 

 

13. Wie sind Landes- und Regionalplanung, (inter-) kommunale Entwicklungskonzepte so-

wie Umweltplanung anzupassen, um a) eine wasser- und hitzeangepasste Landesentwick-

lungsplanung und Regionalplanung sowie b) eine wassersensible Landschafts- und Stadt-ent-

wicklung zu ermöglichen? 

a) Landes- und Regionalplanung sollten die Herausforderungen von Wassermangel und Hitze fest 

verankern. Auf Landesebene könnte dies bedeuten, dass im Landesentwicklungs-plan (LEP) neue 

Grundsätze aufgenommen werden, die eine wasserangepasste Raumentwicklung fördern. Beispiels-

weise könnte der LEP Vorranggebiete für Grundwasserneubildung ausweisen, also Flächen, die be-

sonders wichtig für die Versickerung sind und daher von umfangreich versiegelnder Überbauung 

freigehalten werden sollen. Auch sollte die Landesplanung festlegen, dass bei der Ausweisung neuer 

Siedlungs- oder Industrieflächen die Wasserverfügbarkeit geprüft und nachgewiesen werden muss. 

So etwas könnte in Form eines landesweiten Wasserkatasters oder einer Planungsvorgabe erfolgen. 

Weiterhin muss die Klimaanpassung integraler Bestandteil der Regionalpläne werden. Das heißt, Re-

gionalpläne könnten z.B. Festlegungen treffen, wo Rückhalteflächen für Hochwasser frei bleiben 

müssen (Hochwasser-Vorsorgegebiete), oder auch Vorgaben für Entsiegelungsquoten bei neuen 

Baugebieten machen, um die Versickerung zu verbessern. Eine Möglichkeit ist, Zielvorgaben für 

Grün- und Wasserflächen in Städten regionalplanerisch zu verankern, um Hitzeinseln entgegenzu-

wirken (z.B. jeder Siedlungsschwerpunkt soll einen gewissen Anteil an Grün-/Wasserflächen aufwei-

sen). 

Zudem sollte die landesweite Planung verstärkt auf Interkommunale Kooperation im Wasserbereich 

setzen: In Zeiten des Mangels ist es sinnvoll, wenn benachbarte Kommunen Wasserversorgungskon-

zepte gemeinsam planen (Verbundsysteme etc.). Hier könnte die Landesplanung leitend eingreifen, 

indem sie z.B. Trinkwasserschutz als übergeordnetes Planungsziel formuliert und gewisse Raum-

funktionen (Industrie, Landwirtschaft) regional steuert nach Verfügbarkeit der Ressource Wasser. 

Ein praktisches Beispiel: In wasser-knappen Regionen könnte der Regionalplan vorsehen, dass keine 
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neuen großwasserverbrauchenden Industrieansiedlungen zugelassen werden, oder dass solche An-

siedlungen an Standorte gelenkt werden, wo genug Wasserdargebot vorhanden ist. 

b) Für eine wassersensible Landschafts- und Stadtentwicklung müssen sowohl die kommunale Bau-

leitplanung als auch Landschaftspläne stärker auf das Element Wasser ausgerichtet werden. Städte 

und Ortschaften können z.B. so entwickelt werden, dass sie Regenwasser möglichst vor Ort halten 

und verdunsten können (zur Kühlung) oder langsam in den Boden abgeben (zur Grundwasseranrei-

cherung). Dies lässt sich durch Anpassung von Bebauungsplänen erreichen – etwa Pflicht zu Grün-

flächen, Versickerungsmulden, Dach- und Fassadenbegrünung und Offenhaltung von Fließgewäs-

sern. Kommunale Konzepte (Klimaanpassungskonzepte, Regenwasserkonzepte) sollten verbindlich 

mit der Bauleitplanung verzahnt sein. Landschaftspläne können Pufferstreifen an Gewässern vorse-

hen, Retentionsräume für Starkregen vorhalten und generell Gewässer als gestalterisches Element 

in der Landschaft fördern. Eine wasser- und hitzeangepasste Landschaftsplanung wird auch Wälder 

und Moore mitdenken – Aufforstungen mit klimaresilienten Bäumen können Wasser im Boden hal-

ten, Moorrenaturierungen speichern Wasser und kühlen die Region.  

In der Stadtentwicklung kann Wasser als Gestaltungselement bewusst eingesetzt werden, um das 

Mikroklima zu verbessern (z.B. Stadtteiche, Wasserflächen in Parks). Natürlich muss das im Einklang 

mit der Ressourcenschonung geschehen – etwa Nutzung von Regen- oder Grauwasser für solche Ele-

mente. Kommunale Entwicklungskonzepte könnten hier Kreativität fördern, etwa indem sie Pilot-

projekte initiieren (z.B. Stadtquartiere mit Wasserspielplätzen, die gleichzeitig Verdunstungsküh-

lung bieten, oder temporäre Wasserflächen in Überflutungsbereichen, die bei Starkregen volllaufen 

können). 

 

14. Erläutern Sie bitte beispielhaft anhand konkreter Projekte, woran diese gescheitert bzw. 

wodurch diese verzögert worden sind. Wie hätten die Verfahren in diesen Fällen besser ge-

lingen können? 

S.o.: Starke Verzögerung durch die Nichtnutzbarkeit vorhandener Gewässerdaten (Herausgabe 

wurde ausdrücklich abgelehnt, obwohl die Untersuchungen im Jahr zuvor an beinahe gleicher Stel-

lung durchgeführt wurden – die vorhandenen Daten flossen so auch nicht in die Bewertung ein); 

fehlende Kooperation und Kommunikation zwischen Akteuren; unklare Bewertungsgrundlage und 

uneinheitliche Anwendung. 

 

15. Bitte nennen Sie möglichst konkrete Vorschriften, Abläufe etc., die angepasst werden 

müssten und erläutern Sie die Problematik und mögliche Lösungsansätze. 
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§ 68 WHG (Planfeststellungspflicht für Gewässerausbau): Diese Vorschrift führt dazu, dass viele 

Maßnahmen an Gewässern das aufwändige Planfeststellungsverfahren durchlaufen müssen. Proble-

matisch ist, dass auch relativ geringfügige Eingriffe formal denselben Verfahrensrahmen erfordern 

wie Großprojekte. Möglicher Lösungsansatz: Einführung eines Grenzwertkatalogs oder Ausnahmen 

in § 68 WHG bzw. im Landeswassergesetz NRW, um kleinere Gewässerausbaumaßnahmen (z.B. re-

naturierungsnahe Eingriffe oder lokale Schutzmaß-nahmen) im vereinfachten Verfahren (Plange-

nehmigung) abzuwickeln. So könnten Zeit und Ressourcen gespart werden, ohne die Beteiligungs-

rechte bei größeren Projekten zu beschneiden. 

Oberflächengewässerverordnung (OGewV) und Grundwasserverordnung (GrwV): Diese Verordnun-

gen setzen die WRRL in konkretes Bewertungsrecht um. Das Problem ist m.E. weniger ihr Inhalt (die 

Umweltziele sind nicht verhandelbar), sondern die Umsetzungspraxis: Die OGewV fordert umfang-

reiche Bewertungsverfahren für den Gewässerzustand; die Anwendung der Vorschrift führt in der 

Praxis zu vielen Missverständnissen. Lösungsansatz: Erlass von Vollzugshinweisen auf Landesebene, 

die die Anforderungen präzisieren und standardisieren.  

Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung (IZÜV): Diese Bundesverordnung 

soll parallele Verfahren (Wasserrecht, Immissionsschutzrecht für IE-Anlagen) koordinieren. In der 

Praxis erscheint die Verzahnung nicht gut abgestimmt – teils laufen dennoch getrennte Verfahren 

oder es kommt zu Missverständnissen, wer federführend ist und ob die IZÜV Anwendung findet. Lö-

sungsansatz: Auf Landesebene kann ist ein Erlass denkbar, dass bei IE-relevanten Wasserbenutzun-

gen die immissionsschutzrechtliche Behörde das Verfahren führt und die Wasserbehörde „Zuarbei-

ter“ ist, und strikte Fristen für die interne Abstimmung setzen.  

Personal- und Kompetenzstruktur: Zwar keine Vorschrift im engeren Sinne, aber ein Ablaufproblem. 

Vorschlag: Genehmigungsmanagement-Teams einrichten (ggf. per Runderlass), die bei komplexen 

Vorhaben als Task-Force arbeiten – interdisziplinär und behördenübergreifend. Diese Teams könn-

ten in die Regelabläufe integriert werden, indem etwa bei Anzeigen nach IZÜV oder großen Planfest-

stellungsanträgen. 

Rechtsbehelfsverfahren: Oft führen lange Gerichtsverfahren zu erheblichen Verzögerungen. Es wäre 

zu überlegen, ob für wasserwirtschaftliche Vorhaben die direkte Zuständigkeit des OVG in erster In-

stanz (auf Bundesebene) geregelt wird. Ebenfalls sollten gerichtliche Streitbeilegungsverfahren, ver-

fahrenskurze verbindliche Zwischenbewertungen und schnelle Erörterungstermine zur Lösungsfin-

dung in den Vordergrund gerückt werden. 

Landeswassergesetz NRW – Zuständigkeiten: Prüfen, ob eine Bündelung der Zuständigkeiten sinn-

voll ist. Ggf. sollte das LWG bzw. die Zuständigkeitsvorgaben geändert werden, um beispielsweise bei 
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Wasserversorgungsanlagen von überregionaler Bedeutung direkt die Bezirksregierung zuständig zu 

machen, damit keine zeitaufwendigen Abstimmungen zwischen Kreisen erfolgen müssen.  

Finanzielle Steuerungsmechanismen: Zwar keine rechtliche Vorschrift, aber ggf. ein Hebel: Das Land 

könnte Anreize setzen, indem es z.B. die Gebührenordnung dergestalt anpasst, dass schnelle und voll-

ständige Anträge mit Gebührenermäßigungen belohnt werden, während zusätzliche Bearbeitungs-

aufwände (zweite Auslegung wegen geänderter Planung etc.) zu Mehrgebühren führen. Dies könnte 

indirekt Verfahrensdisziplin fördern und entspricht den gebührenrechtlichen Grundlagen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
signiert durch  
Dr. Jörn Bringewat 
Rechtsanwalt | Partner 
 


